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Vorwort

Die europäische Marktordnung ist eine freiheitliche. Die auf die klassischen bürger-
lichen Freiheiten zurückreichenden Grundfreiheiten sind Ausgangspunkt des europäi-
schen Binnenmarktes und wesentlicher Teil seiner materiellen Verfassung. Das zen-
trale Ordnungsinstrument dieses Marktes ist zunächst einmal kein rechtliches, sondern
die ökonomische Realität des Wettbewerbs der Marktteilnehmer. Weder die Union
noch die Mitgliedsstaaten akzeptieren jedoch eine ausschließliche Herrschaft des
Wettbewerbs noch verkennen sie, daß der Wettbewerb von Voraussetzungen abhängig
ist, die er selbst nicht gewährleisten kann.

Zur ergänzenden Steuerung bedienen sich die Gesetzgeber verschiedenster Instru-
mente, zu denen auch die Bekämpfung unlauteren oder – international gängiger –
unfairen Wettbewerbsverhaltens zählt. Herkömmlich haben dabei die Rechtsordnun-
gen Europas sowohl hinsichtlich der Regelungsziele als auch hinsichtlich der tech-
nischen Ausgestaltung ganz unterschiedliche Grundansätze gewählt. Auch wenn die
Europäische Union insbesondere über die Grundfreiheiten, die Richtlinie 2005/29/
EG vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen
Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern sowie die Richtlinie
2006/114 /EG vom 12. Dezember 2006 über irreführende und vergleichende Werbung
in erheblichem Maße Einfluß auf das Lauterkeitsrecht ihrer Mitgliedstaaten genom-
men hat, sind diese Divergenzen beileibe nicht verschwunden. Erst recht gilt dies für
die – im vorliegenden Band durch Japan und die Schweiz repräsentierten – Rechts-
ordnungen drittstaatlicher Handelspartner.

Divergent sind bereits die Regelungszwecke der nationalen (und gemeinschafts-
rechtlichen) Regime: Auch wenn Wettbewerberschutz, Verbraucherschutz sowie der
Schutz sonstiger Marktteilnehmer in irgendeiner Weise praktisch überall aufscheinen,
sind die ihnen zugedachte Rolle und damit ihr Gewicht doch sehr unterschiedlich. Das
gilt erst recht für das Ausmaß ihrer positiven Umsetzung im jeweiligen Regelungs-
gefüge. Für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union verschärft sich diese Situation
noch dadurch, daß der Unionsgesetzgeber horizontal ansetzend den lauterkeitsrecht-
lichen Verbraucherschutz einer Vollharmonisierung zugeführt hat, ohne sich der damit
notwendig verbundenen Folgen für den Wettbewerber- und Marktteilnehmerschutz
im übrigen hinreichend zu vergewissern. Mag man auch die – jüngst etwa von Oliver
Lepsius nachdrücklich formulierte – Skepsis gegenüber dem System als Weg der Aus-
gestaltung positiven Rechts in der Mehrebenenrechtsordnung nicht teilen, so macht
dieses Vorgehen des Gemeinschaftsgesetzgebers doch deutlich, welch hohe Anforde-
rungen an die Kohärenz seines Handelns gerade dann gestellt werden, wenn er voll-
harmonisierend tätig wird.

Solche grundsätzlichen Divergenzen im Ausgangspunkt lassen auch die tatsächlich
erfüllten und erfüllbaren Funktionen der verschiedenen Regime, deren Beschreibung
für eine rechtsvergleichende Betrachtung essentiell ist, nicht unberührt: Je stärker der
verbraucherschützende Regelungszweck betont wird, desto mehr geht es um die Re-
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Vorwort

gulierung der Absatzmodalitäten auf der letzten Wettbewerbsstufe; Lauterkeitsrecht
wird zum Recht der Vertriebsmethoden für Verbraucherprodukte. Stehen hingegen
der Wettbewerberschutz sowie der Schutz sonstiger Marktteilnehmer stärker im Vor-
dergrund, transportiert das Recht des fairen Wettbewerbs regelmäßig externe Wertun-
gen und dient deren Durchsetzung im Wege eines private enforcement. Nicht allein zu
Zwecken des Verbraucherschutzes fungiert das Lauterkeitsrecht zudem als (Teil-)Re-
gulierung des Werbemarktes, indem es für die Marktteilnehmer große Teile der recht-
lichen Qualitätsstandards vorgibt.

Es sind freilich nicht allein die Divergenzen zwischen den verschiedenen Rechts-
ordnungen, welche die Beschäftigung mit den verschiedenen (Un-)Lauterkeitsrech-
ten Europas (und seiner Partner) auch in einer Sammlung von Länderberichten wich-
tig erscheinen lassen: Die verschiedenen Ausprägungen eines sekundärrechtlichen
Herkunftslandsprinzips führen – unabhängig von der jeweils umstrittenen Qualifika-
tion der betreffenden Normen als Kollisions- oder Sachrecht – zu einer Beachtlichkeit
ausländischen Rechts und vielfach auch ausländischen Lauterkeitsrechts im Staat des
Marktortes und modifizieren damit die kollisionsrechtliche Grundentscheidung zu-
mindest funktional. Wer sich mit der Frage lauteren Verhaltens im Ausland ansässiger
Marktteilnehmer befaßt, wird sich daher regelmäßig über das Lauterkeitsrecht deren
Herkunftsstaats kundig machen müssen.

Die Lauterkeitsrechte europäischer Staaten einer Untersuchung zu unterziehen, ist
daher von ebenso aktueller wie praktischer Notwendigkeit. Um den Besonderheiten
der nationalen Lauterkeitsrechte gerecht zu werden und zugleich eine direkte Gegen-
überstellung nationaler Lösungsansätze für vergleichbare Problemstellungen zu ermög-
lichen, war den Beiträgen ein weites, mitunter vom eigenen abweichendes Verständ-
nis des Lauterkeitsrechtsbegriffs zugrunde zu legen. Ausdruck findet dies nicht zuletzt
in der Gliederung der Beiträge, deren Anpassung an die nationalen Bedürfnisse sich im
Einzelfall freilich nicht vermeiden ließ.

Die Beiträge des vorliegenden Bandes befinden sich – so nicht ausdrücklich abwei-
chend gekennzeichnet – dank der unermüdlichen Aktualisierungsbereitschaft vieler
Autoren auf dem Stand vom Sommer 2010. Für die großartige Unterstützung bei der –
nicht immer ganz einfachen – Entstehung dieses Bandes haben die Herausgeber zu-
nächst dem Verlag sellier. european law publishers zu danken, der ganz spontan zur
Betreuung dieses Projekts bereit war und es stets mit großer Ruhe verfolgt hat. Zudem
hat eine ganze Reihe von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des European Legal Stu-
dies Institute uns hervorragend bei der Betreuung der Manuskripte unterstützt, na-
mentlich stud.iur. Marc Barmscheid, stud.iur. Sabrina Behrens, ref.iur. Christoph Bie-
lak, stud.rer.pol. Ann-Kathrin Mainz, stud.iur. Jan Meyer, stud.iur. Jasmin Piekatz,
stud.iur. Dini de Vries sowie stud.iur. Kim Weisser. Auch ihnen möchten wir von
Herzen für die erwiesene Unterstützung danken.

Osnabrück im September 2010 Martin Schmidt-Kessel
Silvan Schubmehl
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